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Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, 
Hans-Ulrich Pfaffmann, Diana Stachowitz, Harald 
Güller, Susann Biedefeld, Günther Knoblauch,  
Dr. Herbert Kränzlein, Reinhold Strobl, Bernhard 
Roos, Kathi Petersen SPD 

EU-Förderkulisse erhalten, Regional- und Struk-
turfonds nicht kürzen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag erteilt Überlegungen eine Absage, im 
Hinblick auf den künftigen EU-Haushalt ab 2021 die 
Mittel für die Kohäsionspolitik zu kürzen und die För-
derung der Struktur- und Regionalpolitik aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EF-
RE) und dem Europäischen Sozialfonds (ESF) nur 
noch auf ärmere Mitgliedstaaten und Regionen zu 
beschränken. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Zuge der 
Anfang 2018 beginnenden Konsultation zur künftigen 
Kohäsionspolitik auf Bundes- und EU-Ebene entschie-
den dafür einzutreten, dass angesichts des großen 
europäischen Mehrwerts der Kohäsionspolitik für das 
wirtschaftliche Zusammenwachsen und den sozialen 
Zusammenhalt Europas sowie der enormen Bedeu-
tung der EU-Regional- und Strukturpolitik für den 
Freistaat Bayern die Mittel in der neuen Förderperiode 
nach 2020 nicht gekürzt werden und auch künftig 
allen Mitgliedstaaten und Regionen bei Erfüllung der 
Vergabekriterien offenstehen. 

Ein besonderes Augenmerk soll dabei auch darauf 
gerichtet sein,  

─ die Fördermittel thematisch konzentrierter, zielge-
richteter und effizienter dafür einzusetzen, um ei-
nen möglichst großen Mehrwert zu erzielen, 

─ bei der Entscheidung über die Verwendung der 
Mittel regionale Bündnispartner aus der Zivilge-
sellschaft, z. B. Städte- und Gemeindetag, Ge-
werkschaften oder Handwerkskammer miteinzu-
beziehen, 

─ bürokratische Hürden bei der Antragstellung ab-
zubauen und die Antragstellung zu vereinfachen, 

─ Anlaufstellen für die Beantragung anzubieten und 

─ nicht zuletzt die Erfolgskontrolle auszubauen. 

Um die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit 
der EU zu fördern, soll bei EU-geförderten Projekten 
vor Ort deutlicher als bisher sichtbar gemacht werden, 
dass die Gelder für diese großteils von der EU stam-
men. 

 

 

Begründung: 

Der im Oktober von der EU-Kommission vorgelegte 
„Siebte Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt“ zeigt, dass es nach wie 
vor z. T. sehr große Unterschiede in der Europäischen 
Union zwischen armen und reichen Mitgliedstaaten 
und Regionen gibt, die den wirtschaftlichen und sozia-
len – und damit letztlich auch politischen – Zusam-
menhalt gefährden.  

Es wäre deshalb ein kapitaler Fehler, der Kohäsions-
politik in der künftigen Finanzperiode 2021 bis 2027 
gegenüber der jetzigen Mittel zu entziehen. Gleiches 
gilt für Überlegungen, die Förderkulisse zu verkleinern 
und nur noch schwache Regionen zu fördern, schließ-
lich strahlen sich besser entwickelnde Regionen in 
schwächere aus und fungieren als Wachstums- und 
Innovationslokomotiven. 

Auch in Bayern, das in der aktuellen Finanzperiode, 
rund 800 Mio. Euro aus EFRE und ESF erhält, sind 
diese EU-Fördermittel wesentliche Instrumente für die 
Landespolitik, aber auch für Kommunen, Unterneh-
men und andere Projektträger, um Investitionen in 
strukturschwächeren Regionen zu generieren und 
dabei die spezifischen lokalen und regionalen Erfor-
dernisse zu berücksichtigen.  

Die EU-Gelder leisten damit einen unverzichtbaren 
Beitrag, das in der Bayerischen Verfassung genannte 
Staatsziel „Förderung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse“ im Freistaat Bayern zu realisieren. Wie geboten 
das ist, hat die Enquete-Kommission „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse in ganz Bayern“ erst jüngst einmal 
mehr gezeigt. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/19291 

EU-Förderkulisse erhalten, Regional- und Strukturfonds nicht 
kürzen! 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass im zweiten Absatz nach dem 
Wort „EU-Ebene“ das Wort „weiterhin“ eingefügt wird und dass die 
Wörter „Ein besonderes Augenmerk“ bis „Erfolgskontrolle auszu-
bauen.“ gestrichen werden. 

Berichterstatter: Georg Rosenthal 
Mitberichterstatter: Thorsten Schwab 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen und der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruk-
tur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie haben den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 70. Sit-
zung am 6. Februar 2018 beraten und e i n s t im m ig  mit der 
in I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 186. Sitzung am 28. Februar 2018 mitberaten 
und e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des federfüh-
renden Ausschusses zugestimmt. 

4. Der Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie hat den Antrag in sei-
ner 79. Sitzung am 1. März 2018 mitberaten und e i n s t i m -
m i g  der Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses zugestimmt. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Inge Aures, Hans-Ul-
rich Pfaffmann, Diana Stachowitz, Harald Güller, Susann Biede-
feld, Günther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Reinhold Strobl, 
Bernhard Roos, Kathi Petersen SPD 

Drs. 17/19291, 17/21146 

EU-Förderkulisse erhalten, Regional- und Strukturfonds nicht 
kürzen! 

Der Landtag erteilt Überlegungen eine Absage, im Hinblick auf den 
künftigen EU-Haushalt ab 2021 die Mittel für die Kohäsionspolitik zu 
kürzen und die Förderung der Struktur- und Regionalpolitik aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) nur noch auf ärmere Mitgliedstaaten 
und Regionen zu beschränken. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Zuge der Anfang 2018 be-
ginnenden Konsultation zur künftigen Kohäsionspolitik auf Bundes- 
und EU-Ebene weiterhin entschieden dafür einzutreten, dass ange-
sichts des großen europäischen Mehrwerts der Kohäsionspolitik für 
das wirtschaftliche Zusammenwachsen und den sozialen Zusammen-
halt Europas sowie der enormen Bedeutung der EU-Regional- und 
Strukturpolitik für den Freistaat Bayern die Mittel in der neuen Förder-
periode nach 2020 nicht gekürzt werden und auch künftig allen Mit-
gliedstaaten und Regionen bei Erfüllung der Vergabekriterien offen-
stehen. 

Um die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der EU zu för-
dern, soll bei EU-geförderten Projekten vor Ort deutlicher als bisher 
sichtbar gemacht werden, dass die Gelder für diese großteils von der 
EU stammen. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, vorab einige Informationen dazu: Die Lis-

tennummer 38 ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der Antrag der Abge-

ordneten Aiwanger, Streibl, Prof. Dr. Piazolo und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-

fend "Kritische Prüfung der Südwest-Umgehung Olching" auf Drucksache 17/19285. 

Er soll auf Wunsch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einzeln beraten werden. 

Der Aufruf würde am Ende der Tagesordnung erfolgen.

Des Weiteren möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für Bundes- 

und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in seiner Sitzung am 

Dienstag die unter der Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegenheit betreffend 

die "Bewertung von Gesundheitstechnologien" auf der Drucksache 17/21174 beraten 

und einstimmig empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, bei den Beratungen 

im Bundesrat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Die Beschluss-

empfehlung ist der Liste beigefügt.

Die unter den Nummern 4 bis 6 aufgeführten öffentlichen Konsultationsverfahren auf 

den Drucksachen 17/20592 bis 20594 wurden diese Woche ebenfalls im Ausschuss 

endberaten. Die Ausschüsse haben auch hier einstimmig empfohlen, zu den Konsulta-

tionsverfahren eine Stellungnahme abzugeben. Im Einzelnen verweise ich auf die der 

Abstimmliste beigefügten Beschlussempfehlungen der Ausschüsse.

(...)
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Wir kommen damit zur Abstimmung über die 

Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD, 

FREIEN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Gegen-

stimmen? – Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
128. Plenum, 22.03.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 1
zur 128. Vollsitzung am 22. März 2018


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/19291 vom 29.11.2017
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/21146 des BU vom 01.03.2018
	Beschluss des Plenums 17/21341 vom 22.03.2018
	Plenarprotokoll Nr. 128 vom 22.03.2018

